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Öffentliches Recht in Gestalt der Leges Funda-
mentales im mittelalterlichen Alten Reich*

heinz mohnhaupt

1. Zum Gestaltungsprozess des Öffentlichen 
Rechts

Das „Öffentliche Recht“ umfasst nach heu-
tigem Verständnis drei Teilgebiete: das 
Verfassungsrecht1 mit seinen Unterteilun-
gen in Staatsrecht und Grundrechte und 
das Verwaltungsrecht. Von „Öffentlichem 
Recht“ im Mittelalter zu sprechen, er-
scheint deshalb problematisch, da in dieser 
Epoche eine Differenzierung nach diesen 
Einzeldisziplinen nicht existierte, die bei-
den Sphären des „Öffentlichen“ und des 
„Privaten“ noch weitgehend ungetrennt 
waren und die berühmte Ulpian-Formel 
(D. 1.1.1.2) vor allem das «publicum ius 
in sacris» betraf. Deshalb ist die Bestim-
mung eines mittelalterlichen Öffentlichen 
Rechts nur nach einzelnen Elementen 
möglich. Zu diesen gehören die „Reichs-
grundgesetze“, die erstmals mit Beginn des 
17. Jahrhunderts als „Leges fundamentales 
Imperii Romano-Germanici“ in der Lite-
ratur behandelt wurden. Als eigenständige 

Disziplin trat das Öffentliche Recht – mit 
der zeitgenössischen Bezeichnung „ius 
publicum“ – im Zeitraum zwischen dem 
16. und 17. Jahrhundert in Erscheinung2. 
Klare Daten und eindeutige Gründer der 
Disziplin zu benennen, ist nicht möglich3. 
Limnaeus betonte schon 1629: «Originem 
Jurispublici quod attinet, non una omnium 
est opinio4». Außerdem war aber mit dem 
Entstehen von politischen Problemfeldern 
auch ein Zwang zu juristischer Streitent-
scheidung verbunden. Politische Macht-
fragen, die vor allem durch das wachsende 
Spannungsverhältnis zwischen dem Kaiser 
und den erstarkenden Reichsständen sowie 
durch die Gegensätze zwischen der katho-
lischen und protestantischen Partei ent-
standen waren, sind an bestimmte Begriffe 
gekoppelt, die schon eine längere bis in das 
Mittelalter reichende Tradition aufweisen 
und in Begriffen wie „iura regalia“, „jus 
majestatis“, „dominium“, „iurisdictio“, 
„potestas“, „status“, „religio“ und „for-
ma regiminis“ konkret geworden waren. 
Jenseits der „arcana imperii“5 repräsen-
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tieren diese Begriffe rechtliche Elemente 
des „öffentlichen“ politischen Raumes der 
Machtausübung und Machtbegründung, die 
nicht an Zeitgrenzen gebunden sind und in 
das Mittelalter zurückreichen. So erklärt es 
sich, dass z.B. Brautlacht von einer Neu-
belebung oder Wiedergeburt der Materien 
spricht,, «quae sub jurisprudentiae publi-
cae jamjam renascentis nomine et metho-
do pertractandae»6. In diesem Sinne be-
grüßte auch Limnaeus 1629 die Lehre des 
„ius publicum“ an vielen Universitäten des 
Reiches und betonte, dass diese nun das ihr 
geschuldete Ansehen zurückerhalte: 

Nunc vero singulari Dei gratia, Ius hoc publicum 
Majestati suae reditum, in dies splendorem de-
bitum recipit, et non absque jucunda utilitate, et 
utili jucunditate, publicis in Academiis passim 
traditur, explicatur, excolitur7.

Vor diesem Hintergrund gehen meine 
Ausführungen für die Beschreibung und 
Analyse des Weges, der zur Herausbil-
dung und Etablierung des „Öffentlichen 
Rechts“ zwischen Mittelalter und Moder-
ne geführt hat, von drei klärungsbedürfti-
gen Begriffen aus; nämlich einmal von den 
pluralen „leges fundamentales“ und zum 
anderen von der singularen „Verfassung“ 
bzw. Konstitution, die beide wiederum als 
konstituierende Elemente für den dritten 
Begriff des „ius publicum“ zu prüfen sind. 
Die „Reichsgrundgesetze“ dienen gleich-
sam als Indikatoren und Prüfungsfall für 
die übergeordnete Rechtsdisziplin des „ius 
publicum“ bzw. des heute so bezeichneten 
„Öffentlichen Rechts“. Da der Begriff der 
„leges fundamentales“ erst etwa 1576 in 
Frankreich in der landessprachlichen Form 
der „lois fondamentales“ in Erscheinung 
trat, umfasst der Untersuchungszeitraum 
das 16. Jahrhundert bis zum Untergang des 
Alten Reiches 1806. Das schließt jedoch 

nicht aus, dass die epochenprägenden Ele-
mente wie „Grundgesetze“ und „ius publi-
cum“ über die gezogene zeitliche Grenzli-
nie des 16. Jahrhunderts in vorprägende 
mittelalterliche Politik- und Rechtsfelder 
zurückreichen können. 

Begriffsgeschichtlich ist zu beach-
ten, dass „ius publicum“ der ältere rö-
mischrechtliche Begriff ist (D.1.1.1.2), aber 
für die mittelalterliche Staatlichkeit keine 
präzise Aussagekraft besitzt. Zudem wird 
häufig der moderne Begriff des Öffentli-
chen Rechts bis in die Antike zurückpro-
jeziert8. Unabhängig von dieser Rezep-
tions- und Interpretationsproblematik 
bildet der Begriff des „ius publicum“ die 
Hintergrundfolie für unsere Fragestellung. 
Eine zusätzliche Schwierigkeit besteht dar-
in, dass die rechtliche Dimension auch der 
beiden anderen Begriffsfelder „Grund-
gesetze“ bzw. „leges fundamentales“ und 
„Verfassung“ zunächst noch ungenau und 
klärungsbedürftig ist. Es ist jedoch mög-
lich, für das moderne Element „verfas-
sungsmäßiger“ Kontrollen im Mittelalter 
funktionale Äquivalente aufzufinden9. 

Eine Gemeinsamkeit aller drei Begriffe 
besteht jedoch darin, dass sie in einer Be-
ziehung zu Staatlichkeit und Staat stehen, 
wobei zu bedenken ist, dass auch „Staat“ 
und Staatlichkeit im Mittelalter bis in die 
Neuzeit von unsicherer Gestalt und unein-
heitlichem Gehalt waren. Zu Recht spricht 
daher Mitteis von der „Staatwerdung“ 
und den „Gestaltungen eines werdenden 
Begriffes“10. Das galt unabhängig davon, 
welcher der sechs aristotelischen Regie-
rungs- bzw. Staatsformen das einzelne 
Gemeinwesen zugerechnet wurde. Diese 
Frage wurde immer wieder in Bezug auf das 
Alte Reich gestellt, das die Staatslehre als 
„monstro simile“ und „irregulare corpus“ 
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bezeichnet hat11. Zum „ius publicum“ des 
Alten Reiches erklärte Burkhard Gotthelf 
Struve Anfang des 18. Jahrhunderts: «Ena-
tum illud fuit cum ipsa Germanorum Re-
publica»12. Das war eine Rückbetrachtung 
in die Zeit des Mittelalters. Der zeitgenös-
sischen Lehre war sehr wohl bewusst, dass 
das „ius publicum“ ein historisches Phäno-
men darstellte, das seinen Inhalt und seine 
Funktion erst im Laufe der Zeit im Kontext 
politischer Ereignisse allmählich entwi-
ckelte. In diesem Sinne erklärte Limnaeus 
sehr klarsichtig: «Caeterum postquam no-
bis animus est, hoc tractatu de Jure publico 
Imperii Romani disserere, sciendum est, 
illud pro diversitate temporum, diversum 
fuisse, et esse»13.

Bezeichnend ist, dass Limnaeus 1629 
die Mobilität des Begriffs „ius publicum“ 
sowohl für die Vergangenheit wie auch für 
seine Gegenwart konstatierte. Struve be-
gründete diese Ungewissheit der Lehre zu-
sätzlich damit, dass das Reich ohne Grund-
gesetze gewesen sei:

Iuris publici doctrina incerta olim, eo quod Im-
perium nostrum legibus fundamentalibus desti-
tutum14.

Diese Aussage, die Struve im Jahre 1722 
gemacht hat, zeigt, dass im 18. Jahrhundert 
auch von einem „ius publicum“ im Mittel-
alter auf der gedanklichen Grundlage von 
„leges fundamentales“ gesprochen wurde. 
In der Verknüpfung mit den „leges funda-
mentales“ erhielt somit das „ius publicum“ 
eine rechtliche Grundlage und einen Beur-
teilungsmaßstab. Man kann dies als eine 
Kontinuitätslinie für das Ius publicum vom 
Mittelalter bis in die Neuzeit lesen, obwohl 
das benutzte Prüfungs-Kriterium der „le-
ges fundamentales“ bzw. „Reichsgrund-
gesetze“ im Mittelalter als ein juristischer 

Begriff noch gar nicht existierte. Begriff, 
Inhalt und Funktion dieses Rechtsinstituts 
sind zunächst zu behandeln.

2. Leges fundamentales

In der Literaturgattung der „Politica“ sowie 
in der gemeinrechtlichen Literatur, aber 
vor allem in den Traktaten, Lehrbüchern 
und Dissertationen zum Ius publicum trat 
ab dem 17. Jahrhundert mit unterschiedli-
cher Zweckrichtung der Begriff der „leges 
fundamentales“ in Erscheinung15. Dieser 
wird zu einem gesamteuropäischen Phä-
nomen, dessen lateinische Wortform dann 
Ende des 17. Jahrhunderts in allen ent-
wickelten Staaten in landessprachlicher 
Begrifflichkeit auftritt16. Ausgangspunkt 
seiner Entstehung ist in der zweiten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts die Auseinanderset-
zung um die Monarchie in Frankreich, als 
Bürgerkrieg, Glaubensspaltung und Thron-
folgestreit das Königtum erschütterten. Ein 
Ergebnis dieser sowohl religiösen als auch 
politischen Bewegung ist die Geburt der 
„lois fondamentales“, die zum Kernpunkt 
für die Festlegung von Ordnungsprinzipien 
zwischen den Anhängern der katholischen 
Liga und der hugenottischen Partei wurden. 
Diese neue Begriffsverwendung bewegt 
sich zwischen politischer Agitation und den 
Versuchen einer rechtlichen Präzisierung 
des Streitgegenstandes. Dementsprechend 
besitzt der Begriff der „lois fondamentales“ 
noch keine klare rechtliche Kontur. Der 
Diskussionsrahmen ist bestimmt durch die 
Fragen, wann eine Tyrannis des Herrschers 
vorliegt, wie das rechtliche Verhältnis zwi-
schen Herrscher und Untertanen gestaltet 
ist und welche Folgerungen zu ziehen sind, 
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Der Ständebaum (Petrarca Meister, 16. Jahrhundert)

wenn Herrscherpflichten verletzt werden. 
Das führte z.B. zu der weiteren Frage, ob in 
solchen Fällen ein Widerstandsrecht ge-
geben sei. In diesem Zusammenhang dis-
kutierte 1574 Théodore de Bèze die Frage, 
ob tyrannische Bösartigkeit einen Umsturz 
des Staates und der Grundgesetze des Kö-
nigtums bedeute: 

… ains la Tyrannie emporte une malice confer-
mee avec un renversement d’Estat et des Loix 
fondamentalles d’un Roiaume17.

Zwei Jahre später hat 1576 Innocent 
Gentillet in seinem «Discours sur les Mo-
yens de Bien Gouverner et maintenir en 
bonne paix un Royaume…»18 und in sei-
ner gleichfalls 1576 anonym erschienen 

Schrift «Briève Remonstrance à la Nobles-
se de France» den Begriff der „lois fon-
damentales“ gleichfalls in der Pluralform 
verwendet mit der funktionalen Bedeutung 
eines architektonisch verstandenen Fun-
daments, auf dem das errichtete Gebäude 
ruht, welches das französische Königtum 
repräsentiert: 

Ainsi quand l’on abbat les loix fondamentales 
d’un royaume, le royaume, le roy et la royauté qui 
sont basties dessus, tombent quand et quand19.

Inhaltlich stellen die “lois fondamen-
tales” drei Handlungsschranken für die 
französischen Könige dar: 1) die Einhal-
tung der “lex salica” mit dem Gebot der 
männlichen Erbfolge; 2) die Garantie der 
drei Stände; und 3) die Unveräußerlich-
keit des Krongutes. Auf diesen drei Säulen 
– den „vrays colonnes“20 – ruht das franzö-
sische Königtum: «Ne peut aussi le prince 
abolir les loix fondamentales de sa princi-
pauté, sur lesquelles son estat estoit fondé, 
et sans lesquelles sondit estat ne pourroit 
subsister ne durer: car ce seroit s’abolir et 
ruiner soy-mesme»21. Demzufolge gelten 
diese „loix fondamentales“ als unverletz-
lich – „inviolables“ – und können niemals 
zur Disposition stehen: 

… toutes les bonnes et anciennes loix dudict 
royaume, qui devoyent estre inviolables, et re-
ligieusement gardees et observees, comme vrays 
colonnes sur lesquelles la Couronne de France, 
le Roy, et la royauté sont fondez22.

Zwei Zielrichtungen sind aus den fran-
zösischen Grundgesetzen erkennbar: ein-
mal soll Recht die Ausübung von Macht 
und Herrschaft limitieren und zum ande-
ren Macht und Herrschaft im Rahmen der 
abgesteckten Grenzen ermöglichen und 
rechtlich kontrollierbar sichern. Das ent-
spricht durchaus auch der Aufgabe moder-
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ner Verfassungen. Drei Bereiche betreffen 
die „lois fondamentales“ in Frankreich: „la 
religion Chrestienne, la Iustice et la Po-
lice“, die als die „trois colonnes du royau-
me“ bezeichnet wurden23. Auf die Person 
des Herrschers und seine Handlungsfä-
higkeit bezogen, wurden die Grundgesetze 
als Instrumente zur Machtbegrenzung mit 
Zügel – französisch „frein“ oder lateinisch 
„frenum“ – und im Deutschen mit „Ket-
te“, „Halfter“ und „Zaum“ bildhaft um-
schrieben. Im Zeitraum seit 1576 entstand 
der „grundgesetzliche“ Charakter dieser 
Rechtsmaterien und es begann die Karriere 
dieses Begriffs. 

Die französischen Textbeispiele zeigen 
den wachsenden Sinnzusammenhang zwi-
schen Gesetz (lex) und Fundament (fun-
damentum). Aufgabe und Ziel der Macht-
begrenzung auf der Ebene des Herrschers 
und auf der Grundlage eines als „Gesetz“ 
bezeichneten staatlichen Herrschaftsprin-
zips waren erkannt und benennbar gewor-
den, aber in deutscher Sprache noch nicht 
eindeutig unter den Begriff der „Leges 
fundamentales“ bzw. der „Grundgesetze“ 
subsumiert. Der Begriff besaß noch nicht 
die Herrschaft über die ein „ius publicum“ 
konstituierenden staatsrechtlichen – oder 
besser gesagt über die monarchierechtli-
chen – Fakten, die vor dem Hintergrund 
der dominierenden aristotelischen Staats- 
bzw. Regierungsformen-Lehre zu sehen 
sind. 

3. Funktion der Leges fundamentales

Mit der in Frankreich früher als in Deutsch-
land und in den anderen europäischen Län-
dern vollzogenen Begriffsbildung hin zum 

„Gesetz“ als einer „fundamentalen“ Norm 
wird zugleich eine prinzipielle Unterschei-
dung zwischen privaten und nicht-privaten 
Gesetzen erkennbar, wobei man die letzte-
ren im allgemeinen als öffentlichrecht-
liche Gesetze zu bezeichnen pflegt24. Das 
vielfach diskutierte Problem der Dichoto-
mie „öffentliches“ und „privates Recht“25, 
die durch die berühmte Ulpian-Fomel in 
Digesten 1.1.1.2 nur verstärkt, aber keines-
wegs geklärt wurde, ist aber durch die im 
Mittelalter staatsrechtlich ausgerichtete 
Diskussion über „status regni“ und „utilitas 
publica“ in konkrete Bahnen gelenkt wor-
den26. Die Bezeichnung als „publicum“, 
wie sie vor allem bei den Naturrechtlern im 
17. und 18. Jahrhundert in der Wortkombi-
nation des „bonum publicum“ massenwei-
se auftritt, erweist sich als Indikator eines 
staatlich  /  monarchisch strukturierten 
Gemeinwesens jenseits personaler priva-
ter Individualität. In der Begriffsbildung 
von „lois fondamentales“ bzw. „leges fun-
damentales“ deutet sich die Trennung des 
Gesetzesbegriffs in eine Kategorie von öf-
fentlichen und privaten Gesetzen an. Die 
neu formierte Gattung der Grundgesetze 
teilte die Gesetzgebungsgewalt des Fürs-
ten, indem diese auf den Bereich der „leges 
humanae“ eingegrenzt wird, während die 
Grundgesetze als machtbeschränkend, un-
verletzlich und unaufhebbar seiner alleini-
gen Entscheidungsgewalt entzogen werden. 
Théodor de Bèze hat diese Unterscheidung 
in die „loix civilles“ und die «loix … du 
droit public et concernant l'Estat»27 sehr 
klar vorgenommen, die später Claude Mey 
1775 als die «loix du roi qui peuvent chan-
ger» und die «loix du royaume qui sont 
immuables» charakterisiert hat28. Die 
Grundgesetze bilden somit rechtliche Ins-
trumente, um die viel diskutierte „absoluta 
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potestas“ des Herrschers und die theore-
tischen Positionen des Absolutismus aus-
zuhebeln oder zumindest zu relativieren. 
Dem Herrscher wird ein „certum modum 
imperii gerendi“ vorgeschrieben29. Die 
Grundgesetze stehen insoweit auf einer 
Ebene mit dem Ius divinum und Ius natu-
rale: «… quod Monarcha non sit solutus 
omnibus legibus 1. non Divinis, 2. non Na-
turae, 3. non Fundamentalibus»30. Daraus 
folgt ihre Höherrangigkeit gegenüber den 
anderen normativen Quellen und eine ge-
wisse Vergleichbarkeit mit dem modernen 
Verfassungsbegriff. Dieses Begriffsarsenal 
und sein Argumentationsfeld standen in 
einem engen Zusammenhang mit den De-
batten über das monarchomachische Wi-
derstandsrecht.

4. Die Grundgesetze in der „Politica-
Literatur“

Diese Situation muss man vor Augen haben, 
wenn man sich den „Reichsgrundgesetzen“ 
zuwendet, deren begriffliche, inhaltliche 
und dogmatische Vorprägung in der ge-
schilderten französischen Entwicklung 
angelegt ist. Um ihre Bedeutung für das 
„ius publicum“ im Alten Reich bewerten zu 
können, ist zunächst nicht vom disziplinä-
ren Wissenschaftsbild des „ius publicum“ 
auszugehen, sondern von der Literatur und 
speziellen Disziplin der „Politica“31. 

Die „Politica“ stehen als außerjuristi-
sche Wissenschaft in der aristotelischen 
Tradition und behandeln die grundlegen-
den Ordnungsfragen für das Gemeinwe-
sen, die in der Artistenfakultät behandelt 
wurden und erst später am Ende des 16. 
Jahrhunderts zum Gegenstand des „ius pu-

blicum“ gehörten. Die Politica galten als 
eine „Interessen“-Lehre für das staatliche 
Gemeinwesen. Für den „statum publi-
cum Germaniae“, soweit er Bezug auf die 
Reichsgesetze nimmt, erklärte Christian 
Gottfried Hoffmann 1735 die „cognitio po-
litica Imperii“ zu einem unerlässlichen Er-
kenntnismittel, um 

das wahre Interesse des teutschen Reiches „zu 
erkennen“, was demselben zu wieder und schäd-
lich, wieweit die Verfassung des Reiches darmit 
correspondire, was zur Erlangung des Ruhestan-
des und Wohlstandes von Teutschland vor Mittel 
zu gebrauchen…32

So bestehen Teilidentitäten zwischen 
der „Politica“ und dem „Ius publicum“, die 
jedoch zunächst vom Vorrang des „Collegi-
um Politicum“ ausgingen, wie z.B. Lieben-
thals barocker Titel erkennbar macht33, in 
dem die aufgeführten „öffentlich-recht-
lichen“ Materien durch die „leges funda-
mentales“ eine Verklammerung erfahren. 
Das anfängliche Übergewicht der „Politica“ 
war der Wissenschaft vom „ius publicum“ 
im 17. Jahrhundert wohl bewusst, die z.B. 
in mit den Worten von Limnaeus 1629 mit 
selbstkritischem Urteil erklärte, dass das 
„ius publicum“ in den vergangenen Jahr-
hunderten „ incultum … maleque digestum 
et elaboratum“ und letztlich nicht existent 
gewesen sei34. 

Fragen nach der besten Staats- bzw. Re-
gierungsform, nach den Bedingungen ihrer 
angemessenen Realisierung in den zeitge-
nössischen staatlichen Gemeinwesen, nach 
der Rechtfertigung von Herrschaft, nach 
den Zwecken und Mitteln des „bonum pu-
blicum «sowie nach dem Widerstandsrecht 
wurden daher zunächst in der „Politica“-
Literatur behandelt. Es sind ethische und 
philosophische Ziele, die die „Politica“ 
formuliert – „remittimus ad partem Ethi-
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cae generalem»35, für deren Erfüllung das 
Recht als Mittel zum Zweck eine eigene, 
aber noch keine selbständige Kategorie 
bildete: «Jus publicum … est … species et 
pars Jurisprudentiae, non Politices»36. Im 
17. Jahrhundert lautet die Arbeitsteilung 
zwischen den beiden wissenschaftlichen 
Disziplinen: «Politica est habitus regendae 
cujuslibet civitatis. (Romano-Germanicae) 
Juris Publici prudentia est habitus leges de 
statu (Roman. Germaniae) publico con-
ceptas interpretandi et applicandi. Ex qua 
re apparet, Polticum, et juris publici Con-
sultum formaliter differre»37.

Im Zusammenspiel beider Diszipli-
nen bildeten die „salus publica“ und das 
„commune omnium civium bonum“ die 
erklärten Ziele des staatlichen Handelns38. 
Daraus leitete Schönborner den Vorrang 
der „doctrina Politica“ ab, die er eine „Ar-
chitectonica Politica“ nannte39. Diese Be-
zeichnung lässt den Bezug zu Konstruktion 
und Architektur des Gemeinwesens als 
einen Bau für das gedeihliche Zusammen-
leben der Menschen in einer staatlichen 
Ordnung erkennen. Es ist deshalb kein Zu-
fall, dass die Politica-Literatur in diesem 
Kontext die Worte „fundare“, „stabilire“ 
und „stabilitatem conservare“ gebraucht40 

und die „lex politica“, die den Beginn und 
die Gründung sowie Verwaltung des König-
reichs betrifft, die „lex regni fundamenta-
lis“ genannt wird. Zvinger erklärte in sei-
ner „Disputatio politica“ 1609: 

Fundatur autem seu consisitit status Politiae in 
juribus regni seu Reipublicae; quae sunt dupli-
cia, nimirum Jura Majestatis et Leges Funda-
mentales41.

Dogmatisch wird das entscheidende 
Kennzeichen für das Entstehen der “leges 
fundamentales” in einer Vereinbarung zwi-

schen Herrscher und Volk – “foedus populi 
cum Rege“ – gesehen, durch die sich der 
König zur Einhaltung der Gesetze durch Eid 
verpflichtete und das Volk als Gegenleis-
tung Gehorsam gegenüber dem König ver-
sprach42. Gemeint ist die fiktive römische 
„lex regia“, durch die die Herrschaft auf 
den König übertragen worden sein soll43. 
Insofern wird auf römische Rechtsvorstel-
lungen über Herrschaftsbegründung und 
deren mittelalterliche Argumentations-
tradition zurückverwiesen. Schönborner 
spricht von einer historischen Vergangen-
heit, die er abstrakt mit „Olim“ benennt44 
und Zvinger verlegt die Entstehung dieser 
„Leges fundamentales“ in das „Regnum 
Israeliticum“45. Dieses Bündnis zwischen 
König und Volk hätten die Römer früher 
„jus regni“ oder „leges regiae“ genannt und 
sie würden heute – so erklärt Schönborner 
1638 – als „leges fundametales“ bezeich-
net, weil auf ihnen wie auf Fundamenten 
– „veluti fundamentis“ – der „status pu-
blicus“ ruhe. Hier ist der Punkt erreicht, 
wo die Politica die Brücke zum Status des 
Alten Reiches schlägt und konkret die Ge-
setze benennt, die die Qualität einer „lex 
fundamentalis“ aufweisen. Schönborners 
Aufzählung lautet: «Hujusmodi leges in 
Imperio Romano sunt Aurea Bulla Caroli 
IV, Constitutio pacis religiosa et profana, 
Capitulatio Imperatoris et Recessus Impe-
rii publicum statum concernentes»46.

Christian Liebenthal stellte dagegen 
1644 in seinem “Collegium Politicum” auf 
konkrete verfassungsrechtliche Frage-
stellungen und Institutionen ab, indem er 
die “instituta circa successiones“ und die 
„forma electionis Aureae Bullae“ als „le-
ges fundamentales“ bezeichnete. Auch das 
Vertretungsrecht „vacante imperio“, das 
nur teilweise in der Goldenen Bulle und in 
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einzelnen Wahlkapitulationen geregelt war, 
wurde insoweit zum materiellen Bereich 
grundgesetzlicher Bestimmungen des Al-
ten Reiches gerechnet47. 

Das gemeinsame rechtliche Kennzei-
chen dieser Grundgesetze der „Germano-
rum imperii hodierni“ ist der „communis 
consenus“, wofür vor allem auf Althusius 
und seine Politica Bezug genommen wird. 
Bei ihm heißt es in der deutschen Überset-
zung: 

Das Fundamentalgesetz (lex fundamentalis) 
stellt nichts anderes dar als bestimmte Verträge, 
unter denen mehrere Städte und Provinzen … 
übereingekommen sind, ein und dasselbe Ge-
meinwesen zu bilden und dieses gemeinsam mit 
Tat, Rat und Hilfe zu verteidigen48.

Die in dem Übereinkommen wirksame 
Bindungskraft der „leges fundamentales“ 
zwischen den Parteien wird rechtsdog-
matisch teilweise im „consensus“, in der 
„sponsio“ oder im „pactum“ gesehen. Das 
Konsensprinzip verweist auf die Figur des 
„mutuel accord“ und die in der monarcho-
machischen Literatur gebrauchte Kons-
truktion der „mutua obligatio“ sowie auf 
den „Herrschaftsvertrag“. Dementspre-
chend wurden auch Bezeichnungen wie 
„mutua conventio seu contractus, …enim 
leges pactionatae“ verwendet49. Diese Ver-
tragsqualität der Vereinbarungen bewirkte 
eine rechtlich determinierte „Staatlich-
keit“, deren „Verfassungsfragen“ gerade 
eben durch diese Vertragsfigur entscheid-
bar wurden. 

Die Politica-Literatur nahm in der Re-
gel auf die zuvor geschilderte französische 
Entwicklung Bezug, betonte den Zweck der 
Machtbegrenzung und auch die europäi-
sche Dimension der Normgattung der „le-
ges fundamentales“50.

5. Der Vertragscharakter der Reichsgrundge-
setze in der Literatur der Politica und des Ius 
publicum

Seit der Mitte des 17. Jahrhunderts bilde-
ten verstärkt die positiven Rechtsquellen 
die Grundlage für die Behandlung des „sta-
tus publicus“ des Reiches in Gestalt seiner 
„leges fundamentales“. Das positive Recht 
dominiert. Die politikwissenschaftlichen 
Elemente treten erkennbar zurück. Was 
Gegenstand der Politica war, wird nun zu-
meist in verrechtlichter Form zum Gegen-
stand des „ius publicum“. Allerdings wurde 
deshalb die Politica als Vorbedingung des 
„ius publicum“ nicht ganz aufgegeben51. 
Daniel Keyser bezeichnete 1677 das „ius 
publicum“ als das „ius novissimum“. In 
dieser Bezeichnung zeigt sich der durch 
neu abgeschlossene Wahlkapitulationen 
erfolgte Anpassungsprozess an jeweils neue 
politische Konstellationen zwischen Kaiser 
und Reichsständen52. Die Aufzählung der 
Reichsgrundgesetze in den Traktaten und 
Dissertationen zum Ius publicum folgt dem 
Beispiel der Politica-Literatur, zieht aber 
den Kreis der „leges fundamentales“ un-
terschiedlich weit. In der Gesetzessprache 
des Alten Reiches ist der Begriff erstmals 
in der Wahlkapitulation Kaiser Ferdinands 
III. von 1636 verwendet worden. Johann 
Stephan Pütter bezeichnete 1781 die Wahl-
kapitulation als «das vorzüglichste Reichs-
grundgesetz, als es für die jedesmalige Re-
gierung die neueste Bestimmung in sich 
fasset, und meist über alle und jede Zweige 
der kaiserlichen Regierung sich ausbrei-
tet»53.

Neben den bereits genannten Reichs-
grundgesetzen bildeten die Exekutions-
ordnung, die Reichskammergerichts-
ordnungen von 1495 bis 1654 und die 



Mohnhaupt

33

Reichshofratsordnung eine eigene Kate-
gorie reichsgrundgesetzlicher Rechtsfun-
damente für das Reich. Inhaltlich lassen 
sich diese Reichsgrundgesetze den von 
Gentillet für die französischen „lois fon-
damentales“ gebildeten Materien „Religi-
on, Jurisdiction und Policey“ bzw. „Regi-
mentsverwaltung“ zuordnen. Sie stellten 
das funktionale Ordnungsfundament dar, 
auf dem das Reich ruhte. Die allgemein 
von der Lehre für die „leges fundamenta-
les“ herausgestellte Vertragseigenschaft 
konnte speziell für die Grundgesetze des 
Reiches als Ausdruck seiner besonderen 
Verfassungsstruktur interpretiert werden: 
«Forma sive modus constituendi Legem 
Fundamentalem sit per mutuam conven-
tionem»54. Dieses Vertragselement wird 
aus der Politica-Literatur von der im 16./17. 
Jahrhundert entstehenden Universitäts-
disziplin des Ius publicum aufgenommen 
und als konstituierender Baustein für die 
Reichsverfassung benutzt. Aus dem wech-
selseitigen Verhandeln zwischen Reichs-
ständen und Kaiser auf den Reichstagen 
sowie aus der Verabschiedung der Reichs-
gesetze und Wahlkapitulationen ließ sich 
deren Vertragscharakter leicht begründen. 
So beantwortete Jacob Brunnemann 1714 
in seinem „Examen Juris Publici Germa-
nici novissimi“ die Frage: «Was ist das Jus 
Publicum des Römischen Reichs Teutscher 
Nation?» mit folgenden Worten, die an Al-
thusius’ Definition erinnern: «Es ist ein 
Begriff aller öffentlichen Verträge, welche 
hauptsächlich den Politischen Zustand des 
Teutschen Reiches, sowohl dessen Regi-
ment, als dessen Erhaltung betreffen»55.

Dementsprechend kann er erklären: 
«Unser gantzes Jus Publicum gründet sich 
auf Pacta und Verträge»56. Etwas konkreter 

definiert Johann Jacob Moser 1766 die „ge-
schriebenen Reichs-Grundgesetze“ als 

diejenige Verträge und Gesetze, welche zwischen 
denen Römischen Kaysern und gesammten 
Reichsständen … verglichen und zu Papier ge-
bracht worden seynd und etwas die gegenwärtige 
Staatsverfassung des Teutschen Reiches betref-
fendes bestimmet haben; es sey nun darin etwas 
altes bestättiget, erläutert, vermehret, verbes-
sert, abgeschaft, etc. oder etwas neues eingegan-
gen und verordnet57.

Für unsere Fragestellung nach den in 
das Mittelalter zurückreichenden Wurzeln 
des „ius publicum“ ist es nun entschei-
dend, dass Moser ausdrücklich auch „etwas 
altes“ in den fundamentalen Rechtsrahmen 
des Reiches einbezieht und Brunnemann 
die Entstehungszeit solcher „leges funda-
mentales“ bzw. „Fundamental-Gesetze“ 
in die Zeit Karls des Großen zurückverlegt, 
wo vor allem unter „Ludovico Germanico“ 
die Stände um eine Beteiligung an der Re-
gierung kämpften58. Außerdem verknüpft 
Brunnemann den Beginn der Reichs-
grundgesetze im Mittelalter mit Einheits-
bestrebungen im Reich: 

Initium legum fundamentalium totius Germa-
niae quaerendum in unione Germaniae sub Clo-
dovaeo M. et Carolo M.59.

Die „Unio Germaniae“ und die Mit-
wirkung der Stände am Reichsregiment 
bilden hier die entscheidenden Kennzei-
chen der Reichsverfassung und den Kern 
der Reichsgrundgesetze. Eine historische 
konkrete Vertragsgrundlage dafür konnte 
Brunnemann nicht benennen. Er fasst aber 
die Ständebeteiligung als ein allgemeines 
Prinzip der Reichsverfassung auf, dessen 
Entstehung in das Frühmittelalter zurück-
verlegt wird, ohne dass zu jener Zeit der Be-
griff der „lex fundamentalis“ schon bestan-
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den hatte. Insoweit weist im 17. Jahrhundert 
die Gleichsetzung von Ständeprinzip und 
dualistischer Verfassungsstruktur des Rei-
ches auf der einen Seite mit „Reichsgrund-
gesetz“ und auf der anderen Seite mit „ius 
publicum“ gedanklich und argumentativ 
in das Mittelalter zurück. In der „lex fun-
damentalis“ erweist sich die Vertragsfigur 
als das entscheidende dogmatische Ord-
nungsmodell, das in der Tradition mittel-
alterlicher Herrschaftsverträge steht60. 
Mittelalterlicher Herrschaftsvertrag und 
neuzeitliches Reichsgrundgesetz zeigen in 
ihrer konsensual erzielten Bindung einen 
gemeinsamen dogmatischen Geltungs-
grund: «Pacta dant legem contractibus»61. 
Die Errichtung staatlicher Ordnung durch 
paktierende Parteien spielt eine Schlüs-
selrolle für das „ius publicum“ im Reich, 
in dem der Vertrag in Gestalt der Reichs-
grundgesetze als das höchste und sicherste 
Instrument für rechtliche Bindungskraft 
galt62. Daher war für diesen Vertragstypus 
auch der Begriff der „pacta fundamentalia“ 
und „Grundverfassung“ gebräuchlich63.

6. Sammlungen der Reichsgrundgesetze als 
Verfassungsfundament des Reiches

Die im 16./17. Jahrhundert entstehende 
Disziplin des Ius Publicum, die etwa zeit-
gleich vom Aufkommen der neuen Begriffe 
„Grundgesetz“, „Staatsraison“ oder „ragio-
ne di stato“ und „Souveraineté“ begleitet 
wurde und dem Gemeinwesen als „Staat“ 
neue rechtliche und politische Konturen 
verlieh, suchte ihre positiven rechtlichen 
Quellen bis in das Mittelalter zurückzuver-
folgen. Typisch dafür ist die Arbeitsweise 
Struves, der einerseits das „ius publicum“ 

auf die erst seit ca. 1600 so bezeichneten 
„leges fundamentales“ stützt, andererseits 
„ius publicum“ mit der Synode Papst Leos 
VIII. von 964 und der dort eingeräumten 
Wahl der Nachfolger der deutschen Köni-
ge beginnen lässt64. Dieser Rückgriff auf 
frühmittelalterliche Quellen war jedoch 
nicht unbestritten65.

Struve bildete insgesamt sieben Peri-
oden des Ius publicum, wobei die „Quarta 
Iuris publici Periodus“ durch das Datum 
1356 mit der „Goldenen Bulle“ markiert 
ist. Erst durch diese „prima Imperii nostri 
constitutione pragmatica“ und „Lex Fun-
damentalis“ sei die bis dahin herrschende 
Ungewissheit des Ius publicum – die „prio-
rem Iuris publici incertitudinem“ – besei-
tigt worden66. In der Tat bildet die „Golde-
ne Bulle“ von 1356 in allen veröffentlichten 
Sammlungen der Reichsgrundgesetze, die 
seit dem 17. Jahrhundert auf den Bücher-
markt kamen, die erste und wichtigste 
Quelle für das „ius publicum“. Struve be-
tonte 1720:

Inter Leges autem Fundamentales hodiernas 
Imperium potissimum Germanicum regnum 
concernentes, prima lata est eademque in per-
petuum valitura Aurea Bulla67.

Dieser immer wieder betonte Vorrang 
der Goldenen Bulle zeigt ein deutliches 
Verfassungsbewußtsein an, das sich in den 
zahlreichen Publikationen dieses „Grund-
gesetzes“ dokumentiert. Die „Goldene Bul-
le“ bündelte alle für die Kaiserwahl und für 
das Verhältnis zwischen Kaiser und Kur-
fürsten entscheidenden Bestimmungen 
mit der Qualität – modern gesprochen – ei-
nes Verfassungsgesetzes. In diesem Sinne 
nannte sie Mauritius Guden 1683 unter den 
„publicas leges“ die „celebratissima“68.

Im 17. und vor allem im18. Jahrhun-
dert bildeten die Reichsgrundgesetze das 
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hauptsächliche Quellenfundament für das 
Ius publicum. Allein die Titelblätter der 
zahlreichen Editionen stellten ausdrück-
lich die Grundgesetze in den Dienst des Ius 
publicum. Die Herausgeber sahen sich je-
doch vor das Problem der Quellenauswahl 
gestellt, da der Kreis der den Reichsgrund-
gesetzen zugerechneten Urkunden immer 
größer gezogen wurde und in das Mittel-
alter hineinragte. Johann Christian Majer 
machte dafür die immer „verwickelter“ 
werdenden Verfassungsverhältnisse im Al-
ten Reich verantwortlich: 

Mit dem Fortgange der Kultur … wurde also 
natürlicher Weise das Ansehen förmlicher so-
genannter geschriebener Grundgesetze, ihre 
Anzahl, ihre Präcision, ihre Nothwendigkeit und 
ihr Nutzen in ebendemselben Verhältnisse im-
mer grösser69.

Änderungen und Anpassungen der 
Grundgesetze waren nötig und möglich, 
jedoch nur – und darin lag der Grund-
satz ihrer Unverletzlichkeit – sofern beide 
Vertragsparteien darüber einig waren. Die 
Reichsverfassung bildete somit in Gestalt 
der Reichsgrundgesetze ein mobiles System 
innerhalb des „ius publicum“, das freilich 
nur die Organisation und die Institutionen 
des Reiches betraf, ohne zu grundlegen-
den individualrechtlichen Positionen der 
Aufklärungsepoche vorzustoßen70. Das ist 
jedoch nicht als gering zuwerten. Das Edi-
tionsproblem war jedoch angesichts der 
Offenheit des Begriffs „Grundgesetz“ ein 
Ordnungsproblem aller grundgesetzlichen 
Quellen. Waizenegger beschrieb es mit fol-
genden Worten: 

Nun seynd dieser Grund-Gesetzen von Zeit 
des Teutschen Kayserthums eine solche Menge 
vorhanden, daß damit mehrere Folianten ange-
füllt werden können71.

In der Regel bildete immer die Goldene 
Bulle von 1356 den Anfang in diesen zahl-
reichen Sammlungen. Es herrschte jedoch 
eine große Unsicherheit darüber, welche 
Dokumente zu den Reichsgrundgesetzen 
zu rechnen sind. Die ständig anschwellen-
de Zahl des zu den Reichsgrundgesetzen 
gezählten normativen Rechtsstoffs zeigt 
den wachsenden Ordnungsbedarf auch für 
den dualistischen Ständestaat des Reiches 
an. Der Herausgeber Kahlen erklärte 1744 
sehr klarsichtig, dass die Entscheidung da-
rüber «von der engen oder weitläuftigen 
Einschränkung des Wortes ius publicum 
abhange»72. Er entschied sich für die weite 
Definition und begann seine „Sammlung 
der wichtigsten Grundgesetze“ mit der Sy-
node von Papst Leo aus dem Jahr 964. Jo-
hann Jacob Schmauß veröffentlichte in sei-
nem «Corpus Juris Publici … Academicum, 
Enthaltend des Heil Röm. Reichs Grund-
Gesetze» allein 147 Texte, beginnend mit 
dem Vertrag zwischen Papst Callixtus II. 
mit Kaiser Heinrich V. von 1122. So konn-
ten jeweils nach der individuellen Meinung 
der Herausgeber auch Gewohnheitsrech-
te, Privilegien und Entscheidungen der 
höchsten Reichsgerichte in den Rang von 
Reichsgrundgesetzen gehoben werden und 
so den Stoff des „öffentlichen Rechts“ bil-
den. Die oft betonte Begrenzung auf einen 
„Nucleus“ der Reichsgrundgesetze war für 
viele Herausgeber unvermeidbar. Ein kla-
res Auswahl- und Editionsprinzip ist aber 
weder für die mittelalterlichen noch für 
die neuzeitlichen grundgesetzlichen Quel-
leneditionen erkennbar. Eine Folge davon 
war, dass der Begriff der Reichsgrundge-
setze feste Konturen vermissen ließ und 
verwässerte. Die Vielzahl der Grundgeset-
ze wurde jedoch zur Grundlage eines noch 
nicht rechtlich geschärften „Verfassungs“-
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	 *	 Gekürzter, veränderter Text ei-
nes Vortrages, den der Verfasser 
am 18. September 2009 auf dem 
„3. Colloquio italo-tedesco su-
gli del inizi del diritto pubblico 
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	 2	 M. Stolleis, Geschichte des öf-
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C.H. Beck, 1988, pp. 141 ss.
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Landsberg, Geschichte der deut-
schen Rechtswissenschaf, 1. Abtei-
lung, München, R. Oldenbourg, 
1880, p. 670 (G. Brautlacht, Epi-
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gesetze und „Verfassung“ treten begriff-
lich in ein engeres Verhältnis, indem z.B. 
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